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1. PRÜFUNGSAUFTRAG

Die Hauptversammlung vom 23. Mai 2023 der

SMT Scharf AG
Hamm

- nachfolgend auch Gesellschaft oder SMT Scharf genannt - wählte uns zum Abschlussprüfer
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023.

Daraufhin  beauftragte uns der Aufsichtsrat, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2023
(Anlagen 6.1.1 bis 6.1.3) unter Einbeziehung der Buchführung gemäß § 317 ff. HGB zu
prüfen.

Die Gesellschaft ist eine kleine Kapitalgesellschaft gemäß § 267 Abs. 1 HGB und somit nicht
gemäß § 316 Abs. 1 HGB prüfungspflichtig. Die Prüfung erfolgt auf freiwilliger Basis unter
Berücksichtigung aller Grundsätze, die für die Pflichtprüfung gelten. 

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die
anwendbaren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben.

Über das Ergebnis der Abschlussprüfung berichtet dieser Prüfungsbericht, der gemäß dem
IDW Prüfungsstandard: Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten
(IDW PS 450 n.F. (10.2021)) erstellt wurde.

Dem Auftrag liegen die als Anlage 6.2 beigefügten Allgemeinen Auftragsbedingungen für
Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften in der Fassung vom 1. Januar 2017
zugrunde. Soweit in den für den Auftrag geltenden gesetzlichen Vorschriften eine
Haftungshöchstsumme nicht festgelegt ist, bestimmt sich diese nach Nr. 9 der Allgemeinen
Auftragsbedingungen und gegebenenfalls nach ergänzenden schriftlichen Vereinbarungen.
Im Verhältnis zu Dritten sind Nr. 1 Abs. 2 und Nr. 9 der Allgemeinen Auftragsbedingungen
maßgebend.

Dieser Prüfungsbericht ist an die Gesellschaft gerichtet.
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2. GRUNDSÄTZLICHE FESTSTELLUNGEN

Lage des Unternehmens

Stellungnahme zur Lagebeurteilung der gesetzlichen Vertreter

2.1 Wirtschaftliche Lage und Geschäftsverlauf

Die gesetzlichen Vertreter haben gemäß § 264 Abs. 1 Satz 4 HGB keinen Lagebericht
aufgestellt. Unsere Prüfung umfasst daher ausschließlich die Beurteilung der angewandten
Bilanzierungsgrundsätze und der wesentlichen Einschätzungen der gesetzlichen Vertreter
sowie die Würdigung der Gesamtdarstellung des Jahresabschlusses.

2.2 Künftige Entwicklung sowie Chancen und Risiken der künftigen
Entwicklung

Die gesetzlichen Vertreter haben gemäß § 264 Abs. 1 Satz 4 HGB keinen Lagebericht
aufgestellt. Der Jahresabschluss enthält keine Aussagen zur künftigen Entwicklung sowie den
Chancen und Risiken der künftigen Entwicklung. 
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3. GEGENSTAND, ART UND UMFANG DER PRÜFUNG

3.1 Gegenstand der Prüfung

Die gesetzlichen Vertreter  tragen für den Jahresabschluss einschließlich der diesem zugrunde
liegenden Buchführung sowie die dazu eingerichteten internen Kontrollen die
Verantwortung.

Gegenstand unserer Abschlußprüfung sind der Jahresabschluss (unter Einbeziehung der
Buchführung) zum 31. Dezember 2023, bestehend aus Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung
sowie Anhang (Anlagen 6.1.1 bis 6.1.3), der SMT Scharf AG, Hamm. 

Die bei unserer Prüfung des Jahresabschlusses zu berücksichtigenden
Rechnungslegungsvorschriften umfassen die §§ 242 bis 256a sowie §§ 264 bis 288 HGB und
die Sondervorschriften des Aktiengesetzes. Ergänzende Bilanzierungsbestimmungen aus der
Satzung ergeben sich nicht.

Im Rahmen des uns erteilten Auftrages haben wir die Einhaltung der gesetzlichen
Vorschriften über den Jahresabschluss (unter Einbeziehung der Buchführung) geprüft.
Dagegen war die Einhaltung anderer gesetzlicher Vorschriften sowie die Aufdeckung und
Aufklärung von Ordnungswidrigkeiten und strafrechtlicher Tatbestände, soweit sie nicht die
Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses betreffen, nicht Gegenstand unserer Prüfung des
Jahresabschlusses.

Soweit nichts anderes bestimmt ist, hat unsere Prüfung sich nicht darauf zu erstrecken, ob
der Fortbestand des geprüften Unternehmens oder die Wirksamkeit und Wirtschaftlichkeit
der Geschäftsführung zugesichert werden kann. 

3.2 Art und Umfang der Prüfung

Wir haben unsere Prüfung nach § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger
Abschlussprüfung nach unserem geschäftsrisikoorientierten Prüfungsansatz vorgenommen.

Diese Grundsätze erfordern es, die Prüfung so zu planen und durchzuführen, dass ein
hinreichend sicheres Urteil darüber abgegeben werden kann, ob, der Jahresabschluss als
Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder
Irrtümern ist.

Unserem geschäftsrisikoorientierten Prüfungsansatz gemäß haben wir eine am
Geschäftsrisiko der Gesellschaft ausgerichtete Prüfungsplanung durchgeführt. Diese
Prüfungsplanung erfordert unser Verständnis der Geschäftstätigkeit und des wirtschaftlichen
und rechtlichen Umfeldes sowie der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft auf der Grundlage
von Auskünften der gesetzlichen Vertreter sowie anderer Auskunftspersonen und erster
analytischer Prüfungshandlungen sowie einer grundsätzlichen Beurteilung des
rechnungslegungsbezogenen internen Risikomanagenent- und Kontrollsystems der
Gesellschaft.

Mit diesem Verständnis haben wir ein prüffeldbezogenes risikoorientiertes
Prüfungsprogramm entwickelt, das auf der Grundlage der festgestellten unternehmens- und
prüffeldbezogenen Risikofaktoren unter Einbeziehung der Beurteilung der Wirksamkeit des
rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems der Gesellschaft Schwerpunkte, Art
und Umfang der Prüfungshandlungen festlegt.
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Unsere Abschlussprüfung schließt die Prüfung der Nachweise für die Bilanzierung und die
Angaben im Jahresabschluss unter Verwendung von Auswahlverfahren (Vollerhebung und
bewusste Auswahl) ein. Sie beinhaltet die Prüfung der angewandten Bilanzierungs-,
Bewertungs- und Gliederungsgrundsätze und wesentlicher Einschätzungen der gesetzlichen
Vertreter sowie eine Beurteilung der Gesamtaussage des Jahresabschlusses.

Unsere Tätigkeiten umfassen aussagebezogene analytische und einzelfallorientierte
Prüfungshandlungen sowie Aufbau- und Funktionsprüfungen. Bei der Festlegung unseres
Prüfungsprogramms haben wir die Grundsätze der Wesentlichkeit und der Risikoorientierung
beachtet und daher unser Prüfungsurteil auf Basis einer bewussten risikoorientierten Auswahl
getroffen.

In Anbetracht der überschaubaren Größe der Gesellschaft und der Übersichtlichkeit der
vorzufindenden Verfahrensabläufe haben wir im Wesentlichen aussagebezogene
einzelfallorientierte Prüfungshandlungen in den Bereichen Finanzanlagevermögen,
Forderungen sowie Verbindlichkeiten im Verbundbereich, sonstige Rückstellungen und
Personalbereich durchgeführt.

Insbesondere wurden folgende Prüfungshandlungen durchgeführt:

Die Bilanzierung des Finanzanlagevermögens haben wir insbesondere durch Abgleich mit den
vorgelegten Unterlagen sowie der Ordnungsmäßigkeit der Bewertungsmethoden und deren
stetiger Anwendung geprüft. Die Werthaltigkeit der Finanzanlagen haben wir anhand der
Geschäftsplanung für das Jahr 2024 ff. nachvollzogen. Zusätzlich haben wir uns die
Jahresabschlüsse der Tochtergesellschaften zur Verfügung stellen lassen, um das
Ausschüttungspotenzial und die Deckung der Buchwerte nachzuvollziehen.

Bankbestätigungen haben wir von Kreditinstituten eingeholt. Rechtsanwaltsbestätigungen
über schwebende Rechtsstreitigkeiten haben wir ebenfalls erhalten.

Von der zutreffenden Bilanzierung der Forderungen und Verbindlichkeiten im Verbundbereich
haben wir uns durch Einholung von Saldenbestätigungen überzeugt.

Die Rückstellungen haben wir durch Befragung von Mitarbeitern und der gesetzlichen
Vertreter auf Vollständigkeit untersucht. Die zutreffende Ermittlung der Rückstellungshöhe
haben wir durch eine Prüfung der Berechnungen aufgrund einer bewussten risikoorientierten
Auswahl und eine kritische Beurteilung der vorgenommenen Schätzungen geprüft.

Wir haben innerhalb des rechnungslegungsbezogenen internen Kontrollsystems
Aufbauprüfungen insbesondere im Bereich des Personalwesens durchgeführt.

Wir haben die Arbeiten vom externen Prüfer Ernst & Young LLP, Boston / USA, in Bezug auf
die Lohnabrechnung verwertet. Für den ausgelagerten Bereich Lohnabrechnung haben wir
vom Prüfer des internen Kontrollsystems beim Dienstleistungsunternehmen Automatic Data
Processing, Inc., Roseland, New Jersey / USA, eine Berichterstattung über die Prüfung der
Angemessenheit und Wirksamkeit des dienstleistungsbezogenen internen Kontrollsystems
erhalten. Wir haben den Umfang der vom Prüfer des Dienstleistungsunternehmens
durchgeführten Arbeiten und die Verwertbarkeit und Angemessenheit seiner
Berichterstattung unter Berücksichtigung der komplementären Kontrollen der Gesellschaft
beurteilt. Gegenstand der Prüfung ist gemäß IDW PS 951 n.F. (03.2021) die Verschaffung
eines Überblicks und des Verständnisses über das interne Kontrollsystem und die
implementierten Kontrollen des Dienstleistungsunternehmens sowie die Beurteilung, ob die
beim Dienstleistungsunternehmen geprüften Kontrollen für die Geschäftsvorfälle der
Gesellschaft von Bedeutung für wesentliche Abschlussaussagen und die Ordnungsmäßigkeit
der Buchführung der Gesellschaft sind und ob die Aufbau- und Funktionsprüfungen und
deren Ergebnisse angemessen waren. 

Tätigkeiten von Sachverständigen des Managements haben wir wie folgt als
Prüfungsnachweis verwendet:
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Bei der Prüfung der Bewertung der Pensionsrückstellungen lag uns ein
versicherungsmathematisches Gutachten des Versicherungsmathematikers Heubeck AG,
Köln, vor. In Zusammenhang damit haben wir Kompetenz, Fähigkeit und Objektivität dieses
Sachverständigen beurteilt, ein Verständnis von seiner Tätigkeit erlangt und beurteilt, ob das
von ihm erstellte Gutachten als Prüfungsnachweis für den Wertansatz der
Pensionsrückstellungen geeignet ist.

Wir sind der Auffassung, dass unsere Prüfung eine hinreichend sichere Grundlage für unser
Prüfungsurteil bildet.

Alle von uns erbetenen Aufklärungen und Nachweise wurden uns durch die gesetzlichen
Vertreter erteilt. Die gesetzlichen Vertreter bestätigten uns die Vollständigkeit des
Jahresabschlusses am 5. April 2024 schriftlich.

Die Prüfung führten wir in einer Vorprüfung im Monat Dezember 2023 und in der
Hauptprüfung in den Monaten Januar bis April 2024 durch. Die Prüfung wurde am
5. April 2024 abgeschlossen. 
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4. FESTSTELLUNGEN UND ERLÄUTERUNGEN ZUR RECHNUNGSLEGUNG

4.1 Ordnungsmäßigkeit der Rechnungslegung

4.1.1 Buchführung und weitere geprüfte Unterlagen

Nach unseren Feststellungen gewährleistet der im Berichtsjahr angewandte Kontenplan eine
klare und übersichtliche Ordnung des Buchungsstoffes. Die Geschäftsvorfälle wurden
vollständig, fortlaufend und zeitgerecht erfasst. Die Belege wurden ordnungsgemäß
angewiesen, ausreichend erläutert und übersichtlich abgelegt. Die Zahlen der
Eröffnungsbilanz wurden ordnungsgemäß aus dem Vorjahresabschluss übernommen. Der
Jahresabschluss wurde aus der Buchführung zutreffend entwickelt und von der Gesellschaft
erstellt.

Die Buchführung und die weiteren geprüften Unterlagen entsprechen nach unseren
Feststellungen in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen Vorschriften. Die aus den
weiteren geprüften Unterlagen entnommenen Informationen wurden in allen wesentlichen
Belangen ordnungsgemäß in Buchführung und Jahresabschluss abgebildet.

4.1.2 Jahresabschluss

Die Bilanz sowie die Gewinn- und Verlustrechnung sind den gesetzlichen Vorschriften
entsprechend gegliedert. Die Vermögensgegenstände, die Schulden sowie das Kapital und die
Rechnungsabgrenzungsposten wurden in allen wesentlichen Belangen nach den gesetzlichen
Bestimmungen sowie den Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung angesetzt und
bewertet, für erkennbare Risiken wurden Rückstellungen in Höhe des nach vernünftiger
kaufmännischer Beurteilung notwendigen Erfüllungsbetrages gebildet.

Der Anhang enthält die notwendigen Erläuterungen der Bilanz und der Gewinn- und
Verlustrechnung, insbesondere die von der Gesellschaft angewandten Bilanzierungs- und
Bewertungsgrundsätze, sowie die sonstigen Pflichtangaben.

Im Jahresabschluss sind alle größenabhängigen und rechtsformgebundenen Regelungen
beachtet.

Aufgrund unserer Prüfung kommen wir zu dem Ergebnis, dass der Jahresabschluss zum
31. Dezember 2023 ordnungsgemäß aus der Buchführung und den weiteren geprüften
Unterlagen abgeleitet worden ist und in allen wesentlichen Belangen den gesetzlichen
Vorschriften entspricht.

4.1.3 Lagebericht

Die gesetzlichen Vertreter haben gemäß § 264 Abs. 1 Satz 4 HGB keinen Lagebericht erstellt.
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4.2 Gesamtaussage des Jahresabschlusses

4.2.1 Feststellungen zur Gesamtaussage des Jahresabschlusses

Der Jahresabschluss vermittelt insgesamt unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger
Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-,
Finanz- und Ertragslage.

4.2.2 Bewertungsgrundlagen

Wir verweisen auf die Angaben der gesetzlichen Vertreter im Anhang der Gesellschaft
(Anlage 6.1.3).

4.2.3 Änderungen in den Bewertungsgrundlagen

Die Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden wurden gegenüber dem Vorjahr unverändert
angewandt.

4.2.4 Sachverhaltsgestaltende Maßnahmen

Im Berichtsjahr waren keine sachverhaltsgestaltenden Maßnahmen mit wesentlichen
Auswirkungen auf die Gesamtaussage des Jahresabschlusses zu verzeichnen. 

4.2.5 Aufgliederungen und Erläuterungen

Von Aufgliederungen und Erläuterungen haben wir an dieser Stelle abgesehen, da sie nicht
zum Verständnis der Gesamtaussage des Jahresabschlusses erforderlich sind.
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5. WIEDERGABE DES BESTÄTIGUNGSVERMERKS UND SCHLUSSBEMERKUNG

Nach dem Ergebnis unserer Prüfung haben wir dem als Anlagen 6.1.1 bis 6.1.3 beigefügten
Jahresabschluss der SMT Scharf AG, Hamm, zum 31. Dezember 2023 den folgenden
uneingeschränkten Bestätigungsvermerk erteilt: 

"Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers

An die SMT Scharf AG, Hamm:

Prüfungsurteil

Wir haben den Jahresabschluss der SMT Scharf AG, Hamm, – bestehend aus der Bilanz zum
31. Dezember 2023 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr vom
1. Januar bis zum 31. Dezember 2023 sowie dem Anhang, einschließlich der Darstellung der
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden – geprüft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht
der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den deutschen, für
Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter
Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage der Gesellschaft zum
31. Dezember 2023 sowie ihrer Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis zum
31. Dezember 2023.

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwendungen
gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses geführt hat.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter
Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verantwortung nach diesen
Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die
Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben.
Wir sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen
handelsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen
Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der
Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind,
um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zum Jahresabschluss zu dienen.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Aufsichtsrats für den Jahresabschluss

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses, der
den deutschen, für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen Vorschriften in allen
wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der
deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen
entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt.
Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in
Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen,der
frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen (d.h.
Manipulationen der Rechnungslegung und Vermögensschädigungen) oder Irrtümern ist.
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Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich,
die Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen. Des
Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der Fortführung
der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. Darüber hinaus sind sie dafür
verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern dem nicht tatsächliche oder rechtliche
Gegebenheiten entgegenstehen.

Der Aufsichtsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der
Gesellschaft zur Aufstellung des Jahresabschlusses.

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss
als Ganzes frei von wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen
oder Irrtümern ist, sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum
Jahresabschluss beinhaltet.

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine
in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer
(IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung
durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets aufdeckt. Falsche
Darstellungen können aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als
wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln
oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen
Entscheidungen von Adressaten beeinflussen.

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische
Grundhaltung. Darüber hinaus

� identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen im
Jahresabschluss aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern, planen und führen
Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen
Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser
Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende
wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als das Risiko, dass
aus Irrtümern resultierende wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden,
da dolose Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte
Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen interner
Kontrollen beinhalten können.

� gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses relevanten
internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen
Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur
Wirksamkeit dieses Systems der Gesellschaft abzugeben.

� beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen
Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
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� ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der
Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob
eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten
besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Gesellschaft zur Fortführung der
Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu dem Schluss kommen, dass eine
wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die
dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese
Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks
erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch
dazu führen, dass die Gesellschaft ihre Unternehmenstätigkeit nicht mehr fortführen
kann.

� beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses
einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresabschluss unter Beachtung
der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen
Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der
Gesellschaft vermittelt.

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten
Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen,
einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung
feststellen.

Köln, den 5. April 2024

Rödl & Partner GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

gez.  Groll gez.  Broda
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer

(An dieser Stelle endet die Wiedergabe des Bestätigungsvermerks.)“ 
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Den vorstehenden Prüfungsbericht erstatten wir in Übereinstimmung mit den deutschen
gesetzlichen Vorschriften unter Beachtung des IDW Prüfungsstandards: Grundsätze
ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten (IDW PS 450 n.F. (10.2021)).

Eine Verwendung des oben wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außerhalb dieses
Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichungen oder
Weitergabe des Jahresabschlusses in einer von der bestätigten Fassung abweichenden Form
bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei unser Bestätigungsvermerk
zitiert oder auf unsere Prüfung hingewiesen wird; auf § 328 HGB wird verwiesen.

Köln, den 5. April 2024

Rödl & Partner GmbH
Wirtschaftsprüfungsgesellschaft

Groll Broda
Wirtschaftsprüfer Wirtschaftsprüfer
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6.1.1 Bilanz zum 31. Dezember 2023



SMT Scharf AG, Hamm
Bilanz zum 31. Dezember 2023

A K T I V S E I T E
31.12.2023 Vorjahr

EUR EUR

A. ANLAGEVERMÖGEN

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und
ähnliche Rechte und Werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und
Werten 4.219.033,52 4.527.257,64

II. Sachanlagen
andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 2.103,30 2.964,94

III. Finanzanlagen
1. Anteile an verbundenen Unternehmen 10.748.991,70 12.437.171,64
2. Ausleihungen an verbundene Unternehmen 18.030.779,83 7.581.574,82
3. Beteiligungen 1,00 1,00
4. sonstige Ausleihungen 649.269,84 717.343,84

29.429.042,37 20.736.091,30

33.650.179,19 25.266.313,88

B. UMLAUFVERMÖGEN

I. Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände
1. Forderungen gegen verbundene Unternehmen 10.000.656,24 17.829.334,97
2. Forderungen gegen assoziierte Unternehmen 200.451,20 212.351,20
3. sonstige Vermögensgegenstände 615.209,38 978.118,45

10.816.316,82 19.019.804,62

II. Guthaben bei Kreditinstituten 3.792,13 238.365,49

10.820.108,95 19.258.170,11

C. RECHNUNGSABGRENZUNGSPOSTEN 132.103,23 51.780,55

D. AKTIVE LATENTE STEUERN 532.392,00 0,00

45.134.783,37 44.576.264,54



P A S S I V S E I T E
31.12.2023 Vorjahr

EUR EUR

A. EIGENKAPITAL

I. Gezeichnetes Kapital
1. Gezeichnetes Kapital 5.521.456,00 5.521.456,00
2. eigene Anteile (49.477,00) (49.477,00)

5.471.979,00 5.471.979,00

II. Kapitalrücklage 24.070.092,26 24.609.036,26

III. Gewinnrücklagen 103.093,70 103.093,70

IV. Bilanzgewinn 2.484.950,09 961.072,26

32.130.115,05 31.145.181,22

B. RÜCKSTELLUNGEN
1. Rückstellungen für Pensionen und ähnliche Verpflichtungen 195.254,00 187.479,00
2. Steuerrückstellungen 3.253.758,37 2.043.585,64
3. sonstige Rückstellungen 975.190,61 760.947,39

4.424.202,98 2.992.012,03

C. VERBINDLICHKEITEN
1. Verbindlichkeiten gegenüber Kreditinstituten 4.983.171,73 4.438.822,04
2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen 324.573,57 334.419,01
3. Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen 7.230,44 1.037.524,59
4. sonstige Verbindlichkeiten 3.265.489,60 4.408.415,65

- davon aus Steuern: EUR 37.527,64 (Vj.: EUR 24.424,03)

8.580.465,34 10.219.181,29

D. PASSIVE LATENTE STEUERN 0,00 219.890,00

45.134.783,37 44.576.264,54



Anlage 6.1.2

6.1.2 Gewinn- und Verlustrechnung für das Geschäftsjahr 
vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023



SMT Scharf AG, Hamm
Gewinn- und Verlustrechnung
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023

2023 Vorjahr
EUR EUR

1. Umsatzerlöse 875.028,08 1.645.167,83
2. andere aktivierte Eigenleistungen 0,00 200.400,00
3. sonstige betriebliche Erträge 985.554,80 672.617,93

- Erträge aus Währungsumrechnung: EUR 752,95
 (Vj.: EUR 57.400,18)

4. Personalaufwand

a) Löhne und Gehälter (1.326.757,81) (1.372.746,08)

b) soziale Abgaben und Aufwendungen für
Altersversorgung und für Unterstützung (163.798,84) (118.352,49)
- davon für Altersversorgung: EUR 65.142,46

 (Vj.: EUR 29.912,33)

(1.490.556,65) (1.491.098,57)
5. Abschreibungen auf immaterielle Vermögensgegenstände

des Anlagevermögens und Sachanlagen (486.253,72) (1.005.878,24)
6. sonstige betriebliche Aufwendungen (2.601.258,18) (3.698.706,04)

- davon aus der Währungsumrechnung: 
EUR 346.181,62 (Vj.: EUR 151.497,57)

7. Erträge aus Beteiligungen 1.335.257,24 1.052.859,54
- davon aus verbundenen Unternehmen: 

EUR 1.335.257,24 (Vj.: EUR 1.052.859,54)
8. Erträge aus Ergebnisabführungssverträgen 5.450.877,90 9.977.258,04

- davon aus verbundenen Unternehmen: 
EUR 5.450.877,90 (Vj.: EUR 9.977.258,04)

9. sonstige Zinsen und ähnliche Erträge 868.599,55 641.764,48
- davon aus verbundenen Unternehmen: 

EUR 767.982,58 (Vj.: EUR 620.556,50)
10. Abschreibungen auf Finanzanlagen (1.888.179,94) (8.097.433,88)
11. Zinsen und ähnliche Aufwendungen (333.793,74) (295.894,59)
12. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag (1.129.203,76) (2.649.807,09)

- davon aus latenten Steuern: EUR (752.282,00)
 (Vj.: EUR 534.206,78)

13. Ergebnis nach Steuern 1.586.071,58 (3.048.750,59)
14. sonstige Steuern (62.193,75) (854,48)

15. Jahresüberschuss/-fehlbetrag 1.523.877,83 (3.049.605,07)
16. Gewinnvortrag aus dem Vorjahr 961.072,26 4.010.677,33

17. Bilanzgewinn 2.484.950,09 961.072,26



Anlage 6.1.3

6.1.3 Anhang für das Geschäftsjahr vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023
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SMT Scharf AG, Hamm 
 

Anhang für das Geschäftsjahr 2023 

 
Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden 
 
Der vorliegende Jahresabschluss wurde gemäß den §§ 242 ff., 264 ff. HGB sowie den 
einschlägigen Vorschriften des AktG aufgestellt. Die Gesellschaft gilt als kleine 
Kapitalgesellschaft nach § 267 HGB. Die SMT Scharf AG hat ihren Sitz in Hamm und ist 
eingetragen in das Handelsregister beim Amtsgericht Hamm mit der Nummer HRB 5845. 
 
Die Gewinn- und Verlustrechnung wurde im Gliederungsschema nach dem 
Gesamtkostenverfahren gegliedert. Die Gesellschaft nimmt die größenabhängigen 
Erleichterungen der §§ 274a und 288 Abs. 1 HGB in Anspruch. 
 
Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 
 
Die Bewertung erfolgt nach den für Kapitalgesellschaften geltenden handelsrechtlichen 
Bewertungsvorschriften unter Berücksichtigung der Fortführung der Unternehmenstätigkeit. Die 
auf den vorhergehenden Jahresabschluss angewandten Bilanzierungs- und 
Bewertungsmethoden wurden unverändert beibehalten. 
 
Angaben im Anhang erfolgen – wenn nicht anders angegeben – in 1.000 Euro (TEUR).  
 
Im Einzelnen wird nachfolgenden Grundsätzen bilanziert: 
 
Die immateriellen Vermögensgegenstände sowie die Sachanlagen werden zu 
Anschaffungskosten vermindert um planmäßige Abschreibungen über Nutzungsdauern von 3 
bis 5 Jahren bewertet. Soweit notwendig erfolgen außerplanmäßige Abschreibungen. Die 
Festlegung der Abschreibungssätze der Vermögensgegenstände erfolgt entsprechend ihrer 
betriebsgewöhnlichen Nutzungsdauer. Dabei werden Anlagen mit der linearen 
Abschreibungsmethode abgeschrieben. 
 
Die Bewertung der Anteile an verbundenen Unternehmen sowie Beteiligungen erfolgte zu 
Anschaffungskosten einschließlich Anschaffungsnebenkosten bzw. zum niedrigeren 
beizulegenden Wert. Die Ausleihungen wurden zum Nennwert bzw. zum niedrigeren 
beizulegenden Wert angesetzt.  
 
Die Forderungen und sonstigen Vermögensgegenstände sowie die Guthaben bei 
Kreditinstituten wurden zum Nominalwert angesetzt. Forderungen werden einzeln im Umfang 
erkennbarer Risiken wertberichtigt. 
 
Guthaben bei Kreditinstituten werden zum Nennwert angesetzt. 
 
Die aktiven Rechnungsabgrenzungsposten betreffen Ausgaben vor dem Abschlussstichtag, die 
Aufwand für eine bestimmte Zeit nach diesem Tage darstellen. Die Auflösung des Postens 
erfolgt linear entsprechend dem Zeitbedarf. 
 
Latente Steuern werden für zeitliche Unterschiede zwischen den handelsrechtlichen und 
steuerlichen Wertansätzen von Vermögensgegenständen, Schulden und 
Rechnungsabgrenzungsposten ermittelt. Die Ermittlung der latenten Steuern erfolgt auf Basis 
des Ertragssteuersatzes der SMT Scharf AG, Hamm, von aktuell 32,1 % und umfasst Gewerbe- 
und Körperschaftsteuer. Eine sich insgesamt ergebende Steuerbelastung würde in der Bilanz 
als passive latente Steuer angesetzt werden. Im Geschäftsjahr ergab sich insgesamt eine 
aktive latente Steuer, die gebucht wurde.  
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Geschäftsvorfälle in fremder Währung werden mit dem Kurs zum Entstehungszeitpunkt erfasst. 
Fremdwährungspositionen mit einer Restlaufzeit von mehr als einem Jahr werden mit dem 
Devisenkassamittelkurs zum Abschlussstichtag umgerechnet unter Beachtung des 
Anschaffungswert- und Realisationsprinzips. Bei einer kürzeren Laufzeit erfolgt die 
Umrechnung grundsätzlich zum Devisenkassamittelkurs zum Bilanzstichtag.  
 
Eigene Anteile wurden vom gezeichneten Kapital mit ihrem rechnerischen Anteil am 
Nennkapital offen abgesetzt. 
 
Rückstellungen wurden in Höhe des nach vernünftiger kaufmännischer Beurteilung 
notwendigen Erfüllungsbetrages angesetzt.  
 
Die Rückstellungen für Altersversorgung wurden nach den anerkannten Grundsätzen der 
Versicherungsmathematik mittels der so genannten „Projected-Unit-Credit-Methode“ unter 
Zugrundelegung der Richttafeln 2018G des Versicherungsmathematiker Heubeck. ermittelt. Als 
Rechnungszins wurde der durchschnittliche Marktzinssatz der letzten zehn Jahre verwendet 
(Bundesbankzins), der sich bei einer angenommenen Restlaufzeit von 15 Jahren ergibt und der 
zum 31. Dezember 2023 1,82 % p.a. beträgt. Der Rententrend wurde mit 1,0 % p.a. bei der 
Ermittlung berücksichtigt. Der Unterschiedsbetrag gem. § 253 Abs. 6 HGB zum 31. Dezember 
2023 beträgt 2 TEUR und unterliegt der Ausschüttungssperre. 
 
Die übrigen Rückstellungen berücksichtigen in angemessenem Umfang alle erkennbaren 
Risiken und ungewissen Verbindlichkeiten. 
 
Die Verbindlichkeiten werden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
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Angaben zur Bilanz 
 
Die Entwicklung des Anlagevermögens ist im folgenden Anlagenspiegel aufgeführt: 
 
   Anschaffungskosten  01.01.2023 Zugänge Abgänge 31.12.2023 

I. 
Immaterielle 
Vermögensgegenstände 

4.643.339,64 161.767,88  4.805.107,52 

 

andere Anlagen, Betriebs- 
und 

    

  Geschäftsausstattung 52.293,03 4.852,18 10.174,71 46.970,50 

II. Sachanlagen 52.293,03 4.852,18 10.174,71 46.970,50 

1. Anteile an verbundenen      

 Unternehmen 18.123.914,60   18.123.914,60 

2. 
Ausleihungen an 
verbundene  

    

 Unternehmen 11.845.803,54 10.677.258,04 28.053,03 22.495.008,55 

3. Beteiligungen  508.675,92   508.675,92 

4. sonstige Ausleihungen 717.343,84  68.074,00 649.269,84 

III. Finanzanlagen 31.195.737,90 10.677.258,04 96.127,03 41.776.868,91 

Summe 35.891.370,57 10.843.878,10 106.301,74 46.628.946,93 

   
   

  
 

   Abschreibungen  01.01.2023 Zugänge Abgänge 31.12.2023 

I. 
Immaterielle 
Vermögensgegenstände 

116.082,00 469.992,00  586.074,00 

 

andere Anlagen, Betriebs- 
und  

    

  Geschäftsausstattung 49.328,09 5.316,72 9.777,61 44.867,20 

II. Sachanlagen 49.328,09 5.316,72 9.777,61 49.328,09 

1. Anteile an verbundenen      

 Unternehmen 5.686.742,96 1.688.179,94  7.374.922,90 

2. 
Ausleihungen an 
verbundene   

   

 Unternehmen 4.264.228,72 200.000,00  4.464.228,72 

3. Beteiligungen 508.674,92   508.674,92 

4. sonstige Ausleihungen 0,00    

III.  Finanzanlagen 10.459.646,60 1.888.179,94 0,00 12.347.826,54 

Summe 10.625.056,69 2.363.488,66 9.777,61 12.978.767,74 

 
 
Im Geschäftsjahr wurden im Finanzanlagevermögen außerplanmäßige Abschreibungen 
aufgrund einer vorübergehenden Wertminderung vorgenommen. 
 
Die Forderungen gegen verbundene Unternehmen umfassen insbesondere Forderungen aus 
Darlehen gegen Konzerngesellschaften, aus Konzernumlagen und Forderungen aus 
Ergebnisabführungsverträgen mit der SMT Scharf GmbH. In den sonstigen Vermögensgegen-
ständen sind Umsatzsteuerforderungen in Höhe von 615 TEUR (Vorjahr 978 TEUR) enthalten. 
Die Restlaufzeit sämtlicher Forderungen ist weniger als ein Jahr. 
 
Zum 31. Dezember 2023 weist die SMT Scharf AG aktive latente Steuern in Höhe von 532 
TEUR aus. Aufgrund der bestehenden Organschaft zwischen der SMT Scharf AG und der SMT 
Scharf GmbH wurden bei der Ermittlung der latenten Steuern zum Bilanzstichtag temporäre 
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Differenzen beider Gesellschaften einbezogen. Die aktiven latenten Steuern resultieren im 
Wesentlichen aus zu versteuernden temporären Differenzen aus Währungsdifferenzen (latente 
Steuern in Höhe von 838 TEUR) sowie aus Pensionsrückstellungen (latente Steuern in Höhe 
von 347 TEUR), denen passive latente Steuern im Wesentlichen aus abzugsfähigen 
temporären Differenzen aus Entwicklungskosten (716 TEUR) gegenüberstehen. Die Bewertung 
erfolgt wie im Vorjahr mit dem für das Geschäftsjahr geltenden Steuersatz für Körperschaft- und 
Gewerbesteuer von 32,1%. Durch die Aktivierung der aktiven latenten Steuern im Sinne des 
§ 274 HGB kommt es zu einer Ausschüttungssperre in Höhe von TEUR 532. 
 
Das gezeichnete Kapital der SMT Scharf AG wurde im Rahmen des Börsengangs im April 2007 
gegen Bareinlagen auf 4,2 Mio. EUR von 3,0 Mio. EUR erhöht. Im Zuge der im November 2017 
vollzogenen Kapitalerhöhung unter teilweiser Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2016 
wurde das Grundkapital der SMT Scharf AG von 4.200.000,00 EUR um 420.000,00 EUR auf 
4.620.000,00 EUR gegen Bareinlage unter Ausschluss des Bezugsrechts der Altaktionäre 
nochmals erhöht. Im Rahmen einer weiteren Kapitalerhöhung aus genehmigtem Kapital gegen 
Bareinlagen im Juni 2021 erhöhte sich das Grundkapital der SMT Scharf AG wiederum durch 
die Ausgabe neuer Aktien von EUR 4.620.000,00 um EUR 901.456,00 auf EUR 5.521.456,00.  
 
Zum Stichtag 31. Dezember 2023 sind somit 5.521.456 auf den Namen lautende Stammaktien 
der SMT Scharf AG in Form von nennwertlosen Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil von 
je 1 EUR ausgegeben. Sämtliche Aktien sind voll eingezahlt und gewähren die gleichen Rechte.  
 
Die ordentliche Hauptversammlung der SMT Scharf AG vom 17. Mai 2022 hat die Umstellung 
der auf den Inhaber lautenden Stückaktien in auf den Namen lautende Stückaktien und die 
erforderlichen Änderungen der Satzung beschlossen. Die entsprechenden 
Satzungsänderungen wurden am 10. Juni 2022 in das Handelsregister der Gesellschaft beim 
Amtsgericht Hamm (HRB 5845) eingetragen und sind damit wirksam geworden.  
 
Das Grundkapital der Gesellschaft in Höhe von EUR 5.521.456,00 ist nunmehr in 5.521.456 auf 
den Namen lautende Stammaktien (Stückaktien) mit einem rechnerischen Anteil am 
Grundkapital in Höhe von jeweils EUR 1,00 eingeteilt.  
 
Der letzte Handelstag der Inhaberaktien war der 10. August 2022. Seit dem 15. August 2022 
werden die Aktien der Gesellschaft unter der neuen ISIN DE000A3DRAE2 als auf den Namen 
lautende Stückaktien der Gesellschaft gehandelt. Die depotmäßige Umstellung auf die 
Namensaktie wurde am 12. August 2022 nach Börsenschluss vorgenommen. 
 
Am 31. Dezember 2023 hält die Gesellschaft noch 49.477 eigene Aktien, was 0,90 % des 
Grundkapitals entspricht. Die eigenen Aktien können zu allen Zwecken verwendet werden, die 
im Ermächtigungsbeschluss vorgesehen sind. 
 
Um der Gesellschaft weiterhin ein hohes Maß an Flexibilität für die Aufnahme von Fremdkapital 
und zur Stärkung der Eigenkapitalbasis einzuräumen, waren der Hauptversammlung 2022 
entsprechende Beschlüsse vorgeschlagen worden, um durch die Ersetzung sowohl der 
Ermächtigung zur Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen als auch des entsprechenden 
bedingten Kapitals den gesetzlich zulässigen Rahmen umfassend auszunutzen. Der Vorstand 
wurde von der Hauptversammlung 2022 ermächtigt, bis zum 16. Mai 2027 mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einmalig oder mehrmals auf den Inhaber lautende Wandel- und/oder 
Optionsschuldverschreibungen oder Genussrechte (zusammen „Schuldverschreibungen“) mit 
oder ohne Laufzeitbeschränkung gegen Bar- und/oder Sacheinlagen im Gesamtnennbetrag von 
bis zu EUR 57.250.000,00 zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von 
Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte (auch mit Wandlungs- bzw. 
Bezugspflichten) auf den Namen lautende Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen 
Betrag des Grundkapitals von insgesamt bis zu EUR 2.298.728,00 nach näherer Maßgabe der 
Wandel- bzw. Optionsanleihebedingungen zu gewähren. Aus der Hauptversammlung 2023 
ergaben sich keine Änderungen.  
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Das Grundkapital wurde um bis zu EUR 2.298.728,00 durch Ausgabe von bis zu 2.298.728 
neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2022). Die 
bedingte Kapitalerhöhung dient der Bedienung von Schuldverschreibungen, die aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der Hauptversammlung vom 17. Mai 2022 ausgegeben wurden. Die 
neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am Gewinn 
teil; soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates die 
Gewinnbeteiligung neuer Aktien hiervon und auch abweichend von § 60 Abs. 2 AktG auch für 
ein bereits abgelaufenes Geschäftsjahr festlegen. Gemäß Beschluss der Hauptversammlung 
wurde in diesem Zusammenhang das bestehende Genehmigte Kapital 2018 aufgehoben. 
 
Der Jahresabschluss der SMT Scharf AG, der nach den Grundsätzen des HGB aufgestellt wird, 
weist einen Jahresüberschuss in Höhe von 1.524 TEUR aus. Vorstand und Aufsichtsrat werden 
der ordentlichen Hauptversammlung, die am 22. Mai 2024 stattfinden wird, vorschlagen, diesen 
Bilanzgewinn auf neue Rechnung vorzutragen. 
 
 
Die Rückstellungen entwickelten sich im Geschäftsjahr wie folgt: 
 

 Pensions- Steuer- Sonstige Übrige 

In TEUR rückstellungen rückstellungen Personal- sonstige 

   rückstellungen Rückstellungen 

Stand 01.01.2023 187 2.043 426 335 

Aufzinsung 3    

Verbrauch  635 414 317 

Zuführung 5 1.846 637 311 

Auflösung    3 

Stand 31.12.2023 195 3.254 649 326 
 
 

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten stellen sich wie folgt dar: 
 

in TEUR bis zu 1 Jahr 1-5 Jahre über 5 Jahre Summe 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 4.776 203 0 4.979 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 325 0 0 325 
Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen Unternehmen 7 0 0 7 

sonstige Verbindlichkeiten  916 2.351 0 3.267 

Summe 6.024 2.554 0 8.578 
 
 

Die Restlaufzeiten der Verbindlichkeiten im Vorjahr 2022 stellen sich wie folgt dar: 
 

in TEUR bis zu 1 Jahr 1-5 Jahre über 5 Jahre Summe 

Verbindlichkeiten gegenüber 
Kreditinstituten 3.482 957 0 4.439 
Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen 334 0 0 334 
Verbindlichkeiten gegenüber 
verbundenen Unternehmen 1.038 0 0 1.038 

sonstige Verbindlichkeiten  900 3.508 0 4.408 

Summe 5.754 4.465 0 10.219 
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Die Verbindlichkeiten gegenüber verbundenen Unternehmen umfassen Weiterbelastungen von 
Gemeinkosten.  
 
 
Angaben zur Gewinn- und Verlustrechnung 
 
Die Umsatzerlöse in Höhe von 875 TEUR resultieren aus Konzernumlagen. 
 
Die sonstigen betrieblichen Erträge enthalten im Wesentlichen Erträge aus der Weiterbelastung 
von Kosten aus dem ERP-Projekt in Höhe von 157 TEUR sonstigen Kosten an 
Tochtergesellschaften in Höhe von 68 TEUR sowie 1 TEUR Kursgewinne und Erträge aus der 
Auflösung des Aktionsprogramms in Höhe von 397 TEUR. 
 
Die SMT Scharf AG hat kein eigenes operatives Geschäft, sondern ist Führungsholding der 
Unternehmen der SMT Scharf Gruppe. Der Vorstand der SMT Scharf AG bestand im 
Geschäftsjahr aus Herrn Hans Joachim Theiß (Vorstandsvorsitzender) und Herrn Wolfgang 
Embert und ab dem 1. November 2023 Herrn Volker Weiss sowie ab 1. März 2024 Herrn 
Reinhard Reinartz. Außer den drei Vorstandsmitgliedern im Geschäftsjahr 2023 bestehen vier 
weitere Anstellungsverhältnisse. 
 
 
Sonstige Angaben 
 
Der Aufsichtsrat der SMT Scharf AG bestand im Geschäftsjahr aus: 
 
Zeitraum vom 1. Januar bis 31. Dezember 2023: 
   

Univ.-Prof. Dr. Louis 
Velthuis, Mainz 
(Vorsitzender) 

Inhaber des Lehrstuhls 
für Controlling an der 
Johannes Gutenberg-
Universität, Mainz  

Intershop Communications AG, 
Mitglied des Aufsichtsrats 

   
Dr. Ing. Dirk 
Vorsteher, Werne 
(stellv. 
Vorsitzender) 

Unternehmensberater (keine Fremdmandate) 

   
Dipl. Volkswirtin 
Dorothea Gattineau, 
Wuppertal 

Unternehmensberater (keine Fremdmandate) 

 
Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten neben dem Ersatz ihrer Auslagen für jedes 
Geschäftsjahr eine feste und eine variable Vergütung sowie ein Sitzungsgeld in Höhe von 
1 TEUR je Aufsichtsratssitzung, der Vorsitzende des Aufsichtsrates erhält das doppelte 
Sitzungsgeld. Die feste Vergütung beträgt 18 TEUR, der Vorsitzende erhält das 2-fache dieses 
Betrags. Ferner erhält jedes Mitglied des Aufsichtsrates eine variable Vergütung in Form einer 
Beteiligung am Konzernergebnis, die sich wie folgt berechnet: die jährliche ergebnisorientierte 
Vergütung entspricht einem Betrag, der sich aus der Multiplikation eines Bonusfaktors in Höhe 
von 0,4% (bzw. in Höhe von 0,8% für den Aufsichtsratsvorsitzenden) mit dem Residualgewinn 
ergibt. Als Residualgewinn gilt das Konzernergebnis der SMT Scharf Gruppe abzüglich Zinsen 
auf das Eigenkapital, wobei die Zinshöhe dem jeweils geltenden Basiszinssatz plus 2 
Prozentpunkte entspricht. Das Konzernergebnis bestimmt sich nach dem durch den 
Abschlussprüfer geprüften und vom Aufsichtsrat gebilligten IFRS-Konzernabschluss für das 
betreffende Geschäftsjahr. Sofern ein Aufsichtsratsmitglied am Tag vor der Hauptversammlung, 
die über die Gewinnverwendung beschließt, nachweisen kann, dass er kumuliert in Höhe von 
einem Drittel (maßgeblich ist insofern der Kaufpreis) der jeweiligen Fixvergütung pro Jahr seiner 
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Mitgliedschaft im Aufsichtsrat Aktien der Gesellschaft hält, so erhöht sich der Bonusfaktor für 
das den Investitionsnachweis erbringende (einfache) Aufsichtsratsmitglied auf 0,8% und für den 
Aufsichtsratsvorsitzenden auf 1,6%. Die variable Vergütung beträgt je einfaches 
Aufsichtsratsmitglied jährlich maximal 9 TEUR (ohne Eigeninvestment), bzw. 12 TEUR (mit 
Eigeninvestment) und für den Aufsichtsratsvorsitzenden 18 TEUR (ohne Eigeninvestment) bzw. 
24 TEUR (mit Eigeninvestment). Bei unterjährigem Ausscheiden aus dem Aufsichtsrat ist die 
Vergütung zeitanteilig zu zahlen. Für das Geschäftsjahr 2023 wurden für den Aufsichtsrat 141 
TEUR (Vorjahr: 144 TEUR) Bezüge aufwandswirksam erfasst. 
 
Es gibt weder Bezüge ehemaliger Aufsichtsratsmitglieder noch ihrer Hinterbliebenen. Es 
bestehen keine Vorschüsse, Kredite oder Haftungsverhältnisse zugunsten von 
Aufsichtsratsmitgliedern. Univ.-Prof. Dr. Louis Velthuis, Vorsitzender des Aufsichtsrats, hielt am 
31. Dezember 2023 insgesamt 9.300 Aktien (Vorjahr: 7.170 Aktien) der Gesellschaft. Herr Dr. 
Vorsteher 4.042 Aktien (Vorjahr: 3.162 Aktien) und Frau Gattineau 2.103 Aktien (Vorjahr: 2.103 
Aktien). 
 
Der Vorstand der SMT Scharf AG bestand im Geschäftsjahr aus: 
 
Der Vorstand der SMT Scharf AG bestand im Geschäftsjahr aus Herrn Hans Joachim Theiß 
(Vorstandsvorsitzender), Herrn Wolfgang Embert und ab dem 1. November 2023 Herrn Volker 
Weiss (Eintragung im Handelsregister 23. November 2023). Herr Hans Joachim Theiß 
(Vorstandsvorsitzender) und Herr Wolfgang Embert sind mit Wirkung zum 31. Dezember 2023 
als Vorstände ausgeschieden (Eintragung im Handelsregister 10. Januar 2024). Ab dem 
1. März 2024 wurde Herr Reinhard Reinartz als Vorstand berufen, welcher mit Wirkung vom 22. 
März 2024 im Handelsregister eingetragen worden ist. 
 
Die Mitglieder des Vorstands erhalten Bezüge, die sich aus einer festen jährlichen 
Grundvergütung und einer erfolgsabhängigen jährlichen Tantieme zusammensetzen, sowie 
Ersatz ihrer Auslagen. Darüber hinaus haben Herr Theiß und Herr Embert Anspruch auf eine 
bestimmte Anzahl von Gratisaktien oder Barauszahlung, wenn sie bestimmte Voraussetzungen 
erfüllen. Gegenüber ehemaligen Vorstandsmitgliedern bestehen Pensionsverpflichtungen in 
Höhe von 166 TEUR (Vorjahr: 158 TEUR). Für aktuelle Vorstandsmitglieder bestehen 
Pensionsverpflichtungen in Höhe von 2 TEUR (Vorjahr: 2 TEUR). Die Tantieme für ein 
Geschäftsjahr wird im jeweils folgenden Geschäftsjahr festgestellt und fällig; hierfür wird zum 
Geschäftsjahresende eine Rückstellung gebildet. 
 
Für die Tätigkeit im Geschäftsjahr 2023 wurden dem Vorstand Gesamtbezüge in Höhe von 
1.611 TEUR (Vorjahr 995 TEUR) gewährt. 
 
Im Berichtsjahr ergeben sich die einzelnen Bestandteile der variablen Vergütung für die 
Vorstandsmitglieder Herrn Theiß und Herrn Embert aus den folgenden Regelungen: 

1. Umsatz-Entwicklung: der jährlich zu zahlende Bonus in Höhe von 0,2% (Theiß) und 
0,15% (Embert) bemisst sich an der Umsatz-Entwicklung gemäß dem durch den 
Abschlussprüfer geprüften und vom Aufsichtsrat gebilligten IFRS-Konzernabschluss für 
das betreffende Geschäftsjahr.  

2. Residualgewinn: jährlich zu zahlender Bonus in Höhe von 3% (Theiß) und 2,25% 
(Embert) des festgestellten Residualgewinns. Als Residualgewinn gilt das 
Konzernergebnis der SMT Scharf Gruppe ohne OCI (Other Comprehensive Income) 
abzüglich Zinsen auf das Eigenkapital, wobei die Zinshöhe mit 1,5% festgelegt wird.   

3. Aktienkurs-Entwicklung: Diese wird während der fünfjährigen Bestellungsperiode nach 
drei Jahren und nach fünf Jahren gezahlt. Grundlage für den Bonus ist die 
Aktienkurssteigerung in den ersten drei bzw. letzten zwei Jahren der 
Bestellungsperiode. Zum Geschäftsjahresende ist dies in der Rückstellung enthalten, 
den Vorständen aber nicht zugeflossen. 

4. Die Vorstandsmitglieder Theiß und Embert haben für jede Aktie, die sie bis zum 28. 
Februar 2019 erworben haben und die sie mindestens fünf Jahre sowie ununterbrochen 
bis zum 31. Dezember 2023 halten, Anspruch auf eine Gratisaktie oder Barauszahlung. 
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Vom Aktienbestand von Herrn Theiß sind 24.496 Aktien begünstigt, bei Herrn Embert 
sind es 14.000 Aktien. Maßgebend für die Bewertung der zusätzlichen Vergütung war 
der Börsenkurs im Zusagezeitpunkt 3. September 2018. Dieser betrug 17,50 EUR und 
bleibt für den Zeitraum konstant, über den der Vergütungsaufwand verteilt wird. Der sich 
hieraus ergebende Gesamtvergütungsaufwand von 673.680 EUR wird über den 
Zeitraum 1. Januar 2019 bis 31. Dezember 2023 pro rata temporis verteilt. Aufgrund der 
Änderung in einer Barauszahlung wurden im Geschäftsjahr 243 TEUR aus der 
Kapitalrücklage in die Rückstellungen umgegliedert (Theiß 155 TEUR, Embert 88 
TEUR) sowie 397 TEUR aufgelöst und in den sonstigen betrieblichen Erträgen 
ausgewiesen. Der für die Auszahlung relevante Börsenkurs betrug 6,32 EUR.  
 

Die Angaben für die Grundvergütung, Nebenleistungen und den Teil der erfolgsabhängigen 
Tantieme, entsprechen einander hinsichtlich Rückstellungs- und Zuflussbetrag. Der 
Vorstandsvorsitzende Herr Hans Joachim Theiß hielt zum 31. Dezember 2023 insgesamt 
29.459 Aktien (Vorjahr: 29.459), Herr Wolfgang Embert hielt 16.731 Aktien (Vorjahr: 16.731). 
Herr Volker Weiss hielt keine Aktien. 
 
Zu den Bezügen ehemaliger Vorstandsmitglieder oder ihrer Hinterbliebenen gehören im 
Berichtsjahr die Pensionen. Es bestehen keine Vorschüsse, Kredite oder Haftungsverhältnisse 
zugunsten von Vorstandsmitgliedern.  
 
Zu den Bezügen ehemaliger Vorstandsmitglieder oder ihrer Hinterbliebenen gehören im 
Berichtsjahr die Pensionen. Es bestehen keine Vorschüsse, Kredite oder Haftungsverhältnisse 
zugunsten von Vorstandsmitgliedern.  
 
Die Gesellschaft hat gegenüber Banken Mithaftungen für Kreditlinien von Tochtergesellschaften 
in Höhe von 17 Mio. EUR übernommen. Der Vorstand schätzt das Risiko einer 
Inanspruchnahme aufgrund der Bonität der Tochtergesellschaften als gering ein. 
 
Sonstige finanzielle Verpflichtungen resultieren aus Leasing- und Mietverträgen und bestehen 
in folgender Höhe: 
 
 31.12.2023 31.12.2022 

bis 1 Jahr 6 8 
1 - 5 Jahre 11 17 
 
Die Angaben zum Abschlussprüferhonorar sind im Konzernabschluss der SMT Scharf AG 
enthalten. Auf die Veröffentlichung an dieser Stelle wird daher aufgrund der befreienden 
Konzernklausel des § 285 Nr. 17 HGB verzichtet. Die vom Abschlussprüfer erbrachten 
Steuerberatungsleistungen entfallen auf Steuerdeklarationsleistungen. 
 
Die SMT Scharf AG beschäftigte im Berichtsjahr durchschnittlich 6 Mitarbeiter/Innen. 
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Anteil am 
Kapital 

 IFRS Eigenkapital 
31.12.2023 in EUR 

  
IFRS Ergebnis 
2023 in EUR 

SMT Scharf GmbH, Hamm,  
Deutschland 100 %**** 59.608.435,48 9.656.121,99 
ser elektronik GmbH, Möhnesee, Deutschland  

51% 2.036.512,88 669.257,12 
SMT Scharf Polska Sp. z o. o., Tychy, Polen  

100 % 7.709.031,77 1.945.800,64 
SMT Scharf Africa (Pty.) Ltd.,  
Gauteng, Südafrika  70 % 2.411.685,63 176.798,92 
SMT Scharf Sudamerica SpA,  
Santiago, Chile 100 % -866.953,70 -353.900,08 
RDH Mining Equipment, Alban Ontario, Kanada 

100 % -3.563.025,65 -229.003,23 
OOO SMT Scharf, Novokuznetsk,  
Russische Föderation 100 % * 11.216.854,75 1.068.179,61 
OOO SMT Scharf Service, Novokuznetsk,  
Russische Föderation 100 % *** 402.479,86 4.097,00 
Scharf Mining Machinery (Beijing) Co., Ltd., 
Beijing, China   100 % ** 185.967,53 -616.956,45 
Scharf Mining Machinery (Xuzhou) Ltd, Xuzhou, 
China 100 % 10.411.027,19 759.673,41 
*  davon 1,25 % mittelbar über SMT Scharf GmbH  
**  mittelbar über SMT Scharf GmbH 
*** mittelbar über OOO SMT Scharf 
**** Befreiung gemäß § 264 Abs. 3 HGB 

 
Die Hauptgeschäftstätigkeit aller Tochterunternehmen ist die Herstellung, Reparatur und der 
Vertrieb von Maschinen und Anlagen jeder Art und/oder der Handel mit diesen.  
 
Nachtragsbericht 
 
Neues Vorstandsteam der SMT Scharf AG  
 
Am 27. Oktober 2023 hatte die SMT Scharf AG bekanntgegeben, dass der Aufsichtsrat Herrn 
Reinhard Reinartz zum neuen Vorstandsvorsitzenden (CEO) bestellt hat. Die Amtszeit sollte 
spätestens zum 1. Mai 2024 beginnen, sofern möglich jedoch auch früher. Zu Jahresbeginn 
2024 hat sich ergeben, dass Herr Reinartz sein Amt bereits zum 1. März 2024 antreten konnte.  
 
 





Anlage 6.2

6.2 Allgemeine Auftragsbedingungen



Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern 
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart 
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart 
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch diesen Dritten 
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im 
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen.

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung.

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für 
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die Ausführung des Auftrags von 
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren 
Informationen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit des 
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der 
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen.

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der 
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des 
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen.

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers, die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die die Unab-
hängigkeitsvorschriften in gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der 
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des 
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist alleine diese schriftliche Darstellung 
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern 
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des 
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten 
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in 
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers, es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet.

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die 
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung 
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der 
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber 
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder 
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber 
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber 
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die nicht auf einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf 
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel, die in einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die 
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören. 

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB, 
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu 
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht 
entbindet.

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz 
beachten.

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB. 

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet
noch eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit, 
sowie von Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu.

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer 
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.
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(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines 
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens 
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem oder in mehreren 
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als 
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in 
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme gilt nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen.

(6) Ein Schadensersatzanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs 
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder 
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu 
machen, bleibt unberührt.

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer 
geprüften und mit einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder 
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden.

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht erteilt, so ist ein 
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten 
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der 
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber 
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des 
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben.

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere 
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber 
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch 
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen.

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst nicht die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu 
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass 
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst die 
laufende Steuerberatung folgende, in die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer, 
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der 
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die 
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die 
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist und die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere als die gesetzliche Vergütung in Textform 
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie 
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als 
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu nicht die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle 
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber 
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation 
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie 
etwa die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung 
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich 
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als 
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur 
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig.

14. Streitschlichtungen  

Der Wirtschaftsprüfer ist nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer 
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen.

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht.
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